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Beschlußempfehlung und Bericht  
des Ausschusses für Post und Telekommunikation (17. Ausschuß) 

zu der Verordnung der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/5495, 13/5550 Nr. 2.4 - 

Zustimmungsbedürftige Verordnung zur Telekommunikations-
Universaldienstleistungsverordnung (TUDLV) 

A. Problem 

Nach § 17 Abs. 2 des Telekommunikationsgesetzes vom 25. Juli 
1996 (BGBl. I S. 1120) wird die Bundesregierung ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundestages 
und des Bundesrates bedarf, die Universaldienstleistungen im 
Telekommunikationsbereich zu bestimmen. 

B. Lösung 

Zustimmung zur Verordnung. 

Mehrheit im Ausschuß 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten der öffentlichen Haushalte 

1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Durch die Bestimmung der Verordnung entstehen keine zu-
sätzlichen Kosten für den Bundeshaushalt, da die Bestimmun-
gen nicht über den Rahmen hinausgehen, der durch das Tele-
kommunikationsgesetz abgesteckt ist. Länder und Gemeinden 
werden nicht mit Kosten belastet. 

2. Vollzugsaufwand 

Es entstehen keine zusätzlichen Kosten für die öffentlichen 
Haushalte. 
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E. Sonstige Kosten 
Kleinen und mittelständischen Unternehmen entstehen - im Ver-
gleich zu den .Regelungen des Telekommunikationsgesetzes - 
keine zusätzlichen Kosten. Weitergehende Auswirkungen auf die 
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucher-

preisniveau, sind ebenfa lls nicht zu erwarten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

der Verordnung auf Drucksache 13/5495 zuzustimmen. 

Bonn, den 25. September 1996 

Der Ausschuß für Post und Telekommunikation 

Arne Börnsen (Ritterhude) 

Vorsitzender 

Elmar Müller (Kirchheim) 

Berichterstatter 

Hans Martin Bury 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Elmar Müller (Kirchheim) und Hans Martin Bury  

Die Verordnung auf Drucksache 13/5495 wurde mit 
Überweisungsdrucksache 13/5550 Nr. 2.4 dem Aus-
schuß für Post und Telekommunikation zur alleinigen 
Beratung überwiesen. Dort  wurde die Vorlage am 
25. September 1996 behandelt. 

Vom Vertreter der Bundesregierung wurde ausge-
führt, daß mit der Telekommunikations-Universal-
dienstleistungsverordnung (TUDLV) die Regelungen 
des Telekommunikationsgesetzes präzisiert und da-
bei die in § 2 des Telekommunikationsgesetzes ge-
nannten Ziele verfolgt werden würden. Mit der 
Rechtsverordnung würden der Sprachtelefondienst 
auf der Basis eines digitalvermittelnden Netzes, eini-
ge Zusatzleistungen (Auskunftserteilung, Herausga-
be von Teilnehmerverzeichnissen und Bereitstellen 
öffentlicher Telefonstellen) und bestimmte Übertra-
gungswege als für die Öffentlichkeit unabdingbar 
gewordene Grundversorgung festgelegt. Die Bun-
desregierung vertrete die Überzeugung, daß diese 
Dienstleistungen auch künftig vom Markt erbracht 
würden und die im Gesetz im Falle des Auftretens ei-
ner Versorgungslücke vorgesehenen Maßnahmen 
für die in der Verordnung festgelegten Universal -

dienstleistungen gar nicht erst ergriffen werden müß-
ten. 

Die Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. beton-
ten, daß die Telekommunikations-Universaldienstlei-
stungsverordnung ein Bestandteil der mit dem kürz-
lich verabschiedeten Telekommunikationsgesetz ge-
schaffenen Rechtsgrundlage für den Telekommuni-
kationsbereich sei. Sie verwiesen auf die eingehen-
den Erörterungen der Thematik bei der Beratung des 
Gesetzentwurfs im Ausschuß. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN kritisierte, 
daß die Vorgaben in der Verordnung insbesondere 
im Hinblick auf soziale Absicherung und die künfti-
gen Entwicklungen im Bereich der Telekommunika-
tion unzureichend seien. 

Der Ausschuß beschloß mehrheitlich mit den Stim-
men der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und F.D.P. 
gegen die Stimme des Vertreters der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Stimme des Ver-
treters der Gruppe der PDS, dem Deutschen Bundes-
tag zu empfehlen, der Verordnung auf Drucksache 
13/5495 zuzustimmen. 

Bonn, den 25. September 1996 

Elmar Müller (Kirchheim) 

Berichterstatter 

Hans Martin Bury 

Berichterstatter 


